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Zweites Heft .

Die Militärvorlage von 1913





1. Die auswärtige Politik im Jahre 1912 .

Alsbald nach Zuſammentritt des Reichstages benutzte der

Reichskanzler die erſte Leſung des Etats (2. Dezember 1912 ) ,
um über die internationale Kriſis , hervorgerufen durch den

Balkankrieg , Auskunft zu geben ; er nahm für die deutſche

Regierung mit das Verdienſt in Anſpruch , daß es ihr gelungen ſei ,
den Krieg zu lokaliſieren .

„Natürlich werden die Anſprüche der Mächte im einzelnen erſt dann end⸗

gültig feſtgeſtellt und bekannt gegeben werden können , wenn die Stipulationen
vorliegen , welche die kriegführenden Mächte unter ſich getroffen haben werden .

Dann wird zu prüfen ſein , inwieweit ſie in die Intereſſenſphären der anderen

Mächte eingreifen . Sollten ſich dabei , was wir nicht hoffen , unlösbare

Gegenſätze ergeben , ſo wird es Sache der im Einzelfall direkt intereſſierten
Mächte ſein , ihre Anſprüche zur Geltung zu bringen . Das gilt auch von

unſeren Bundesgenoſſen . Wenn ſie aber bei der Geltendmachung ihrer

Intereſſen wider alles Erwarten von dritter Seite angegriffen und damit in

ihrer Exiſtenz bedroht werden ſollten , dann würden wir , unſerer Bündnis⸗

pflicht getreu , feſt und entſchloſſen an ihre Seite zu treten haben , ( lebhafter

Beifall rechts , im Zentrum und bei den Nationalliberalen ) , dann würden

wir an der Seite unſerer Verbündeten zur Wahrung unſerer eigenen Stellung
in Europa , zur Verteidigung der Sicherheit und Zukunft unſeres eigenen
Landes fechten . ( Bravo ! rechts , im Zentrum und bei den Nationalliberalen . )

Ich bin feſt überzeugt , daß wir bei einer ſolchen Politik das ganze Volk

hinter uns haben werden . “ ( Beifall rechts , im Zentrum und bei den National⸗
liberalen . ) ( St . B. S. 2472 )

Staatsſekretär von Kiderlen - Waechter fügte noch bei :

„ Der Herr Abgeordnete hat ſodann die Kaiſerliche Regierung ermahnt ,

ihre Beziehungen zu England zu beſſern , und hat ihr dabei den Vorwurf
gemacht , einen Zwiſt mit England zu nähren . Dieſe Aeußerungen ſind mir
ein willkommener Anlaß , hier auszuſprechen , daß während der ganzen letzten

Kriſis unſere Beziehungen ſpeziell zu England beſonders vertrauensvoll

waren . ( Hört ! hörti rechts . — Bravol ) . Die offen und von vollem Ver⸗

trauen getragenen Ausſprachen zwiſchen London und uns während aller

Phaſen dieſer Kriſis haben nicht nur eine erfreuliche Intimität unſerer Be⸗

ziehungen hervorgerufen , ſondern ſie haben auch einer Verſtändigung aller

Mächte gute Dienſte geleiſtet . ( Bravol ) . Ich will die Erwartung aus⸗

ſprechen , daß ſie dies auch weiterhin tun werden . “

( St . B. S. 2487 )



Während der Beratung des Marineetats gab dann Staats —
ſekretärl von Tirpitz die Erklärung ab, daß er die von Lloyd
Churchill zuerſt genannte Formel für die deutſch - engliſchen See⸗
ſtreitkräfte von 10 : 16 für annehmbar halte . Staatsſekretär von
Jagow akzeptierte ſie vom politiſchen Standpunkt aus . Später
kam Miniſter Churchill mit ſeinem Vorſchlag des „ Ferienjahres “
im Flottenbau und ſchließlich ſtellte er unvermutet die drei kana⸗
diſchen Schlachtſchiffe mit in die Rechnung ein .

Das Zentrum billigte im allgemeinen die auswärtige
Politik des Reichskanzlers . Abg . Dr . Spahn trat mit aller Ent⸗
ſchiedenheit für die Wahrung der Bündnistreue gegen Oeſterreich
ein . Fürſt zu Löwenſtein fügte am 14 . April 1913 bei :

„ Das Bündnis zwiſchen Deutſchland und der öſterreichiſch -ungariſchen
Monarchie iſt nicht , wie andere , ein Produkt augenblicklicher politiſcher
Zweckmäßigkeitserwägungen . Völter , die durch Jahrhunderte unter einem
Zepter vereint waren , die durch Jahrhunderte eins waren in ihrer geſchicht⸗lichen und kulturellen Entwicklung , können nicht durch vorübergehende poli⸗
tiſche Ereigniſſe dauernd auseinandergeriſſen werden . Ein Kampf um die
Hegemonie in dem Rieſenreich , das ſich damals vom Eiſernen Tor bis zur
Rheinmündung erſtreckte , war möglich ; der Siebenjährige Krieg und der
diplomatiſche Kampf des neunzehnten Jahrhunderts haben ihr gegolten . Die
blutige Entſcheidung von 1866 hat die ſtaatsrechtliche Teilung gebracht . Aber
als der Kampf ausgefochten war , der vom Sieger wie vom Beſiegten als
trauriger Bruderkampf ſchmerzlich empfunden worden war , da haben ſich die
Völker — nicht nur deren germaniſche Teile — wiedergefunden als geborene
Bundesgenoſſen . Und ich habe den Eindruck , daß , je weiter der erſte Abſchlußdes Bündniſſes zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗ - Ungarn hinter uns zu⸗rückliegt , deſto feſter der Zement wird , der uns eint . Das hat ſich ja auchin den Monaten erwieſen , die hinter uns liegen . “

Abg . Erzberger leitete zu dem Antrag des Zentrums zur
Auswahl der Diplomaten über durch den Satz :

„Falſche Maßnahmen auf dem Gebiete des Auswärtigen Amts können
ſich jedes Jahr in einer neuen Wehrvorlage , in einer neuen Flottenvorlagepräſentieren . ( Erneute Zuſtimmung . ) Darum iſt auch für den Reichstag ,von dieſem Geſichtspunkt betrachtet , kein Etat ſo wichtig wie der Etat des
Auswärtigen Amts . “

( 139. Sitzung vom 14. April 1913 St . B. S. 4754)

Im Anſchluß daran brachte das Zentrum den Antrag ein :
Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Maßnahmen zu treffen , durch

welche der Zugang zum diplomatiſchen Dienſt den Befähigſten ,ohne Rückſicht auf ihre Vermögensverhältniſſe , ermöglicht wird .

Alle Parteien ſtimmten dem Antrage zu . Gerade die neue
Militärvorlage hat die Wichtigkeit des diplomatiſchen Dienſtes
klar erkennen laſſen .
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2. Der Inhalt der neuen Militärvorlage .

Als die erſten Meldungen über eine neue Militärvorlage auf⸗
tauchten , konnte man nicht an die Richtigkeit derſelben glauben ,
da in den Jahren 1911 und 1912 große Heeresvermehrungen be⸗

willigt worden waren , die noch nicht einmal alle in der Armee

durchgeführt waren . Man kannte in der Oeffentlichkeit auch nicht
die wahren Urſachen der neuen Vermehrung . Durch die geſamte
internationale Geſtaltung aber wurde im deutſchen Volke ein

weſentlicher Umſchwung herbeigeführt ; Kreiſe , die anfangs ganz

abſeits ſtanden , wurden von der Notwendigkeit der neuen Vorlage
überzeugt . Nur die Sozialdemokratie hatte weiter ihr Nein !

Die Vorlage ſchlug vor , die Präſenzſtärke von 544 211 auf
661 176 Mann zu erhöhen und folgende Formationen zu bilden :

bei der Infanterie . . . . ſtatt 651 669 Bataillone ,

„ „ Kavallerie : : diß ⸗eee

„ „ Fuüßartillerie 55 Bataillone ,
den Pioniseten 8 4⁴ 5

„% „ Vertehrstrupßen ; ; 8 6
dem Traiiunßñ ; 25 26 16

Bei der Feldartillerie war eine Vermehrung der Batterien

( 633 ) nicht vorgeſchlagen , wohl aber die Beſpannung ſämtlicher
Geſchütze . Die geſamte Vermehrung betrug 4000 Offiziere ,
15 000 Unteroffiziere , 117000 Gemeine und 27000 Pferde . Die

Geſamtkoſten belaufen ſich auf 183 Millionen fortdauernde Aus⸗

gaben und 884 Millionen einmalige Ausgaben .

7

Von den einmaligen Ausgaben für Preußen , Sachſen und

Württemberg entfallen auf
Millionen Mark

Magazinverwalung
Bekleidung und Ausrüſtung 88

Üttterkunf .
Truppenübungsplätze und Schießſtände . . 46

Medizinalweſenn .

Trainweſen ( Feldküchen uſw ) ) 134

Pferdebeſchaffung umttm
Artillerie⸗ und Waffenweſen . 71

Ingenieur⸗ , Pionier - und Verkehrsweſen . 29

Affahoeſen



Feſtungen : 210
Vorübergehende Unterkunft 15

Verſchiedenes 8

Die Begründung der Vorlage erſchöpfte ſich in folgenden
wenigen Sätzen :

„ Durch die Ereigniſſe , die ſich auf dem Balkan abſpielen , ſind die euro⸗
päiſchen Machtverhältniſfe verſchoben worden . Deutſchland hat in einem
Kriege , der ihm aufgenötigt werden ſollte , langgeſtreckte , von Natur zumgroßen Teil offene Grenzen möglicherweiſe gleichzeitig gegen mehrere Feinde
zu ſchützen . Infolge der eingetretenen Verſchiebungen iſt es heute mehr denn
je unſere oberſte Pflicht , dieſen Schutz ſo ſtark zu geſtalten , wie unſere Volks⸗
kraft es zuläßt . Die Stärke unſeres Heeres hat mit dem Wachstume der
Stärke . Nur wenn ſie verwirklicht bleibt , können wir der Zukunft mit dem
Bevölkerung nicht völlig gleichen Schritt gehalten . Teile der wehrkräftigen
Bevölkerung bleiben gegenwärtig für den Waffendienſt unausgebildet . Die
allgemeine Wehrpflicht iſt aber die bewährteſte Unterlage für Deutſchlandsſicheren Gefühl erfüllter Pflicht und feſten Vertrauens entgegenſehen . Dannbleibt auch die Armee jung , und wir ſind nicht genötigt , im Kriegsfalle ältere
Jahrgänge , Männer mit Frau und Kind , ſofort und in vorderſter Linie anden Feind zu führen , während junge , dienſttaugliche Mannſchaft zurückbleibtund beim Eintritt der Gefahr erſt ausgebildet werden muß .

Leitender Gedanke der Vorlage iſt deshalb der Ausbau der allgemeinen
Wehrpflicht nach dem Stande der Bevölkerung . “

Der Unteroffiziererſatz ſolle gewonnen werden in erſter
Linie durch Sicherſtellung ſeiner Zukunft nach dem Ausſcheiden .
Daher ſoll die Dienſtprämie nach zwölfjähriger aktiver Dienſtzeitvon 1000 Mark auf 1500 Mark heraufgeſetzt und die Abfindung
für Nichtbenutzung des Zivilverſorgungsſcheins von 1500 Mark auf3000 Mark reſp . 12 Mark auf 20 Mark im Monat erhöht werden .

In eingehenden vertraulichen Verhandlungen iſt über die
Militärvorlage beraten worden ; die hier gemachten Mitteilungen
ergaben klar die Notwendigkeit der geforderten drei Maßnahmen :

1. Erhöhung der Etatsſtärken auf das ganze Heer ; ( ſiehe
Tabelle Seite 7) .

2. Verkürzung der Mobilmachungsfriſten.
3. Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht , um im Ernſt⸗

falle Familienväter nicht ins erſte Treffen ſchicken zu müſſen .
Auch nach der Ausführung der eben beſchloſſenen Vorlage ſtehtdas deutſche Volk nicht erheblich mehr belaſtet da als vor zwanzigJahren .
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Gegenüberſtellung bisheriger und künftiger Mannſchafts⸗ und

Pferde⸗Etats .

Nach dem Geſetz von 1912 : Nach dem Entwurf
zum neuen Geſetz :

hoher Etatſmittl . Etatfniedr . Etatſhoher Etatfniedr . Etat

Bezeichnung der Waffe : 3 2 3 2 3 2 3 2 3 2

38 3 35S 38 38— 8＋2 ＋8 282 82 8. *

2 8 — 2 2

Infanterie⸗Bataillon 641 911 91 72¹ 641

Jäger⸗ ( Schützen ) ⸗Bataillon . ] 662696 592 662

Kavallerie⸗Regiment 714 684 ( 676 744726

Feldartillerie⸗Batterie
—fahrende — 127 82f 113 70] 102 59] 143100 124 75

Feldartillerie - Batterie
eitendee 108118U 137 . 144

Fußartillerie⸗Bataillon .. ſa) 486 fb ) 424 ) 362 fſa) 660 4 ) 552
a) zu 4
b) „ 31 Batterien

2

Pionier⸗Bataillon à) 604 b 460 4) 637 5 437

9 3) Kompagnien

Eiſenbahn⸗Bataillon ſa) 551 b) 476 ſa ) 646 ſa ) 625

6 5 3 Kompagnien

Telegraphen - ⸗Bataillon 8 b) 680186 4) 865080 1fe) 5310169

a) zu 3 Draht⸗ , 2 Funker⸗ 5 729,206

Kompagnien
b) zu 2 Draht⸗ , 1 Funker⸗

Kompagnien
c) zu 2 Draht⸗ , 1 Funker⸗

Kompagnien
Train⸗Bataillon b) 410ſ301½ ) 3090226fa ) 5360376f0 824 ( 226

a) zu 5 b) 466301
b) „ 4 Kompagnien

3

Zählt man nämlich der Stärke an Gemeinen die der Unter⸗

offiziere und Einjährig - Freiwilligen hinzu , ſo ergeben ſich folgende
Verhältniszahlen , und zwar geben die kleinen Zahlen das Ver —

hältnis bei Zurechnung der Einjährig - Freiwilligen an :



ſicht zeigt :
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1913 fordert

1912 bewilligte

1809 „

1893 „

1990 %

1 „

8
1874

Verfaſſung von 1871

) Zahl der Einjährig⸗ Freiwilligen nicht bekannt .

17212
1,188 % der Bevölkerung von 1910

0, %84% J0

0,997 „

1⸗
1,04 /
1,02

1 „0⁰0%

1,00 %
1,00 %
1,00 %

J5

,

1

J.1

.

„1
9
.

,

15

Vergleichende Aeberſicht

„ 1910

„ 1905

„ 1900

„ 1895

„ 1890

„ 1885

„ 1885

„4 1875

„ 1867⸗ )
„ 1867⸗

Das Anwachſen der Mannſchaften für die Marine iſt freilich
hierbei nicht außer acht zu laſſen .

Um aber die richtige Stärke unſeres Heeres zu erkennen , muß
man es mit den benachbarten vergleichen , was beifolgende Ueber⸗

des Zahlenverhältniſſes zwiſchen Offizieren , Unteroffizieren
und Mannſchaften in Deutſchland , Frankreich , Oeſterreich und Rußland .

Jahr

Zahl der

Anter⸗
offiziereOffiziereMann⸗

ſchaften

Geſamt⸗
ſtärke

Prozentſatz der

Offiziere ter⸗ Mann⸗f15 ſchaften

1871

1872

1888

1905

1910

1915

ο

ο˙

—
A. Deutſchland .

13 012 39 795

16 966 53 891
18,79 % 18,2 %

19 29463 720
27,1 . % 29,5 %

24 522] 82 582
4,90 / 4,8 /

25722 86 584
2,6 % 3,7 %

26 402] 89 750

259 909

347 768
16,4 %

404 689
23. 0 /

497 715
1,4 %

504 446
2,1 %

5¹5 034

312 716

418 62⁵⁵

487 703

604 819

616 752

631 186

4,16 ‘à 12,73 %

4,05è 12,87 ½/

88,11 %

83,08 %

3,96 % 13,06 % 82,98 /

4,06 13,65 / - 82,29 %

4,17 % 14,04 % 81,79 /

4,18 % 14,22 % ( 81,60 %
Die kleinen Ziffern bezeichnen die prozentuale Steigerung .
Etatsſtärke der Armee des Norddeutſchen Bundes .

) Nach Durchführung des Friedenspräſenzgeſetzes vom 27. 3. 1911.

Uale
det

101



1885

1855

5 Zahl der Prozentſas der＋ E 38 5
FJabr Anter⸗ ü „

8 5 offtziere ſchaften * ſchaften offiziere

A. Deutſchland .
6,2 % 6565,5% 5,7 %

76
19159

P8 638 84655 Sä4 211 666 905 4,21 / 14,19/̃81/50 /b 28 036 94 655 559 564] 682 258 4,11 13,8782,02 %i

Eildelg.
Freiwillige

13) 80% 416,139%, 21,490 %
8a 1915%

( 61933 109 924661 176 803 033 8,98¾ 13,69/8233 %b 151 933 109 924 6084J76] 820 0333,89 13,4 / 82 . 70 %i 8Luſlhe
Freiwillige

) Nach Durchführung der Ergänzung von 1912.
JNach Durchführung der erneuten Ergänzung ( Entwurf von 1913).

B. Frankreich .
141870/71 18 5433 —) 851000 ] 369 543 „ „ 985 /
21888 22 000 30 000 438 000] 490 000 [ 4,5 6, / 89,4 %
31905 25 000 46 000 550 000] 621 000 4 % 7,4 % 88,6 ½
41912 24 500 49 500/ . 532 000] 606 000 4/ ‘ 8,2 % 58. 975
5 [ Nach dem 25 500] 57 853 —

Kadregeſetz
) Nicht bekannt .
) Die Zahl der Mannſchaften wird durch da

ſich nach den jährlichen Rekrutierungsergebniſſen .

1870/71 [. —9.
19

1
215895 077
31905 22 100
4[ 1912 (32 529
5˙ 1913 (32 750

Y) Nicht bekannt .

C. Oeſterreich .
1

38 000 ) 286602 ] 343 769
38 3255 % 314 065 374 490
56 199 % 333 556 422 284
57 8952)0 343 084] 433 729

s Kadregeſetz nicht vermehrt . Sie richtet

83,3 %
83,75 %
78,9 %
9 . 15

13,3, %
13,3 9%

Nut / bis ½ der Anteroffiziere in Oeſterreich - Angarn ſind Kapitulanten Cängerdienende ) . Der Neſt ſind be
noch nicht abgelaufen iſt .

förderte Mannſchaften , deren Dienſtverpflichtung ( —3 Jahre )
) Bei den Anterofftzieren ſind zirka 2014 Offizieraſpiranten mitgezählt .
) Bei den Anteroffizieren ſind zirka 1901 Offizieraſpiranten mitgezählt .

14 1866 30 507
2 1888 35984
3 1904 (41 940
4 1912 (41 984
5 1913 (41 990

) Nicht bekannt .

D. Rußland .
—9 697 137 727 644] 4,2 % — (95,8 %
41100 900 230 940 324 3,8 ½% — 96,2 %
—. 1 093 3591 135 299 [ 3,7 % — 86,3 %

25 9830[ 1 199 378 [1 267 345 3,3 ¾1 2,05 % 94,65
3157291 193 726 [1 267 2863,32 J% 2,49 J% 94,19 0%

2) Nur Kapitulanten .
3) Werden bald auf 50 000 ſteigen .
) Durch Geſetz vom 9. 9. 1911 wird die Zahl der Anteroffiziere bis 1918 auf etwa50 000 erhöht .
Man wird ſagen , daß dieſe Zahlen auch ſchon 1912 bekannt

waren und daß man deshalb anderes Material zur Begründung
der neuen Vorlage beibringen müſſe . Tatſächlich haben ſich ſeit
1912 aber die allgemeinen politiſchen Verhältniſſe ſehr zu unſeren
Ungunſten verſchoben ; es ſeien nur die Hauptmomente angeführt :
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Italien iſt durch ſeine nordafrikaniſche Expedition auf eine

Reihe von Jahren genötigt , dort ſtärkere Truppen zu belaſſen , es
kann uns im Bündnisfall keine Truppen zu Hilfe ſenden . Frank⸗
reich hat zudem die Uebergänge an den Weſtalpen ſo ſtark befeſtigt
und ausgebaut , daß es ſich dort mit wenigen tauſend Mann gegen
eine ſtarte Armee halten kann ( im Winter vielleicht nur
35 000 Mann) j .

Belgien hat ſeine Heeresreform am 9. Oktober 1912 ver⸗

öffentlicht und ſich durch das Geſetz vom 8. Dezember 1912 eine

Feldarmee von 150 000 Mann geſchaffen . Frankreich rechnet auf
die Unterſtützung der belgiſchen Armee , wie ſeine Aufmarſchlinien
und Grenzbefeſtigungen beweiſen .

Frankreich hat ſeine Armee im Jahre 1912 erheblich ver —

größert ; die franzöſiſche Armee iſt eine der beſten der Welt .

Rußland aber hat nach dem Zuſammenbruch der Türkei

ungemein große Entlaſtung gegenüber Rumänien und im Kau⸗

kaſus erfahren ; es kann aus dem Kaukaſus allein 125 000 Mann

gegen Oeſterreich werfen und iſt gegen Deutſchland und Oeſterreich
im letzten Jahr um über 300 000 Köpfe ſtärker geworden ; ſo
zeigen ſich die Folgen der ruſſiſchen Heeresreform .

Rußland hat durch ſein neues Wehrgeſetz vom 23 . Juni 1912
die volle Ausnutzung ſeiner geſamten Wehrkraft angebahnt . Jetzt
beabſichtigt es die Neuaufſtellung von vier Armeekorps . Davon iſt
eins im Kaukaſus und wahrſcheinlich auch eins in Aſien bereits

fertig , je eins wird wahrſcheinlich an der ſchleſiſch - öſterreichiſchen
und an der oſtpreußiſchen Grenze errichtet werden . Durch geſchickte
Neueinteilung der weſtlichen Grenzkorps und die 1912 vollzogene
Neuordnung des Einberufungsverfahrens wurde die Mobilmachung
weſentlich gefördert und der Verwendung jener Korps im Kriegs⸗
fall beſſer angepaßt . In den Grundzügen war das zwar ſchon
1912 angebahnt . Die ganze Organiſation iſt jetzt aber weiter aus⸗

gebaut . Rußland hat im vergangenen Jahre 1 Milliarde 380 Milli⸗
onen Mark für Heereszwecke verwendet . Das bedeutet gegen das

Jahr 1911 eine Steigerung um 93,3 Millionen Mark . Auf allen
Gebieten des Heeresweſens wird mit fieberhaftem Eifer gearbeitet .
Mit Ausnahme der noch in der Neubewaffnung befindlichen
Feſtungs⸗ und Belagerungsartillerie iſt die ruſſiſche Armee daher
jetzt materiell ſo ausgerüſtet , wie es noch nie der Fall geweſen iſt .
Rußland bereitet ſich mit großer Energie auf einen Krieg vor .
Die Möglichkeit ſeines Ausbruchs iſt durch die Ereigniſſe auf dem
Balkan viel näher gerückt als man vor Jahresfriſt ahnen konnte .

Bezeichnend dafür iſt die geſpannte Lage im Winter 1912/1913 .
Die Ruſſen haben es damals verſtanden , durch allmähliche un —
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auffällige Maßnahmen ihrer Armee einen ganz beſonders hohen
Grad der Kriegsbereitſchaft zu geben . Die ruſſiſche Grenze wurde
durch verſtärkte Bewachung abgeſchloſſen . Infolge eines drakoni⸗
ſchen Preßgeſetzes brachte keine Zeitung irgend eine wertvolle mili⸗
täriſche Nachricht . Erſt nach langer Zeit hat man erfahren , daß
wenig Tagemärſche von der deutſchen Oſtgrenze die dort garni⸗
ſonierenden ruſſiſchen Truppenteile ſich zum Teil auf mehr als
Kriegsſtärke befanden .

Oeſterreich aber iſt gezwungen , einen großen Teil ſeiner
Armee gegen Serbien zu ſtellen und würde von Rußland doppelt
bedrängt werden . In der Vermehrung ſeiner Präſenzſtärke aber
hält es leider nicht Schritt mit der Zahl der wachſenden Gegner .

3. Frankreichs neue Rüſtungen .

Es ſind namentlich die Sozialdemokraten ( Abgg . Noske , Lede⸗
bour , Scheidemann ) , welche den Vorwurf erheben , die deutſche
Militärvorlage habe ein allgemeines Wettrüſten hervorgerufen und

Frankreich zu erneuten Rüſtungen angeſpornt . Aber dem iſt
nicht ſo.

Die franzöſiſchen Wehrvorlagen umfaſſen :
1. Einen außerordentlichen Rüſtungskredit

von 420 Millionen Franken zur Verbeſſerung der Bewaff⸗
nung und Ausrüſtung .

2 Die Verlängerung der Dienſtzeit zus Er⸗

höhung der Friedensſtärke .

1 Der Rüſtüngsktedit

Die erſten , ganz allgemein gehaltenen Nachrichten , daß Deutſch —
land eine neue Wehrvorlage plane , gelangten Mitte Januar d. J .
in die Preſſe . Erſt am 12 . Februar 1913 wurde bekannt , daß
einige Neuformationen , vor allem an Maſchinengewehrkompagnien
und von etwa 15 Eskadrons beabſichtigt ſeien , und daß man die

Pferdezahl der Artillerie erheblich vermehren wolle . Bereits am
17 . Februar 1913 veröffentlichte der „Temps “ die Rüſtungsforde —
rung der franzöſiſchen Regierung auf 500 Millionen Franken . Er

gab dabei an , daß dieſe Mittel beſtimmt ſeien , die Feſtungen auszu⸗
ſtatten , die Munitionsbeſtände zu vergrößern , leichte Feldhaubitzen
zu beſchaffen und die ſchwere Artillerie zu vermehren . Die Sitzung
des Miniſterrats , in der dieſe Forderung beſchloſſen wurde , ſoll
nach Zeitungsnachrichten bereits am 10 . Februar 1913 ſtatt⸗
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gefunden haben , alſo bevor irgend welche Einzel⸗

heiten über die deutſche Wehrvorlage bekannt
waren . Der Rüſtungskredit iſt alſo keineswegs erſt durch ſie ver⸗

anlaßt worden , wie die franzöſiſche Preſſe es teilweiſe hinſtellen
möchte . In Frankreich ſelbſt wird das zugegeben . Der ehemalige

Kriegsminiſter Millerand äußerte ſich ſofort einem Mitarbeiter der

„ France militaire “ gegenüber ( Fr . m. vom 20 . Februar 1913 ) , daß
er bereits während ſeiner Amtszeit ( 15. Januar 1912 ) dieſe Kredite

anzufordern entſchloſſen geweſen ſei . Der Abgeordnete Clé⸗

mentel gibt ſogar in ſeinem Bericht an die Kammer an , daß
Millerand bereits im Dezember 1912 , als alſo noch nichts von

der deutſchen Wehrvorlage verlautete , dieſen Entſchluß gefaßt habe .
Die Rüſtungskreditforderung wurde am 27 . Februar 1913 der

Kammer vorgelegt . Sie iſt inzwiſchen auf 420 Millionen ermäßigt

worden , da man von der Einführung leichter Feldhaubitzen Ab⸗

ſtand genommen hatte . Die Armeekommiſſion hat ſie bereits durch⸗
beraten .

2. Die Verlängerung der Dienſtzeit .

Gleichzeitig mit der Ankündigung des Rüſtungskredits am

17 . Februar 1913 brachte der „ Temps “ die Nachricht , daß die

Regierung einen Geſetzentwurf berate , der eine Erhöhung der

Frontſtärken ſelbſt durch Rückkehr zum dreijährigen Dienſt

bezwecke . Dieſer Entwurf wurde am 6. März 1913 vom

Präſidenten unterzeichnet und ſofort bekannt gegeben . Der

amtliche Wortlaut der deutſchen Wehrvorlagen iſt erſt am

29 . März 1913 in der Preſſe erſchienen .
Der Gedanke , die Dienſtzeit zu verlängern , wurde bereits ſeit

langem in Frankreich erörtert . Zwei Umſtände machten ihn in

neuerer Zeit brennend : das Scheitern der zweijährigen Dienſtzeit
und die immer deutlicher zutage tretende Abnahme der Geburten .

Es hat ſich in Frankreich mehr und mehr die Ueberzeugung
Bahn gebrochen , daß die im Jahre 1905 eingeführte zweijährige
Dienſtzeit der Armee ſchwere Nachteile gebracht hat .

Man iſt ſich darüber klar , daß die Kavallerie und reitende

Artillerie in ihrem Ausbildungsgrad zurückgegangen ſind und ihre
Kriegsbereitſchaft vor allem während der Wintermonate in Frage
geſtellt iſt . Die Abſicht , als Erſatz des als notwendig erkannten

dritten Jahrgangs einen Stamm von länger als zwei Jahre
dienenden Freiwilligen und Kapitulanten zu

ſchaffen , iſt mißglückt . Das gibt die Heeresverwaltung
ſelbſt zu . Am 6. März 1913 führte der Kriegsminiſter vor der

Kammer aus : „ Daß entgegen aller Hoffnung zwei Jahre für die

Ausbildung der Kavallerie nicht genügten “ .



Bei den übrigen Waffen , namentlich bei der Infanterie , ſind
durch die Einführung der zweijährigen Dienſtzeit die Etatsſtärken
beſorgniserregend geſunken . Sie nehmen dauernd weiter ab, da

trotz äußerſter Anſpannung der Rekrutierung die Rekruten⸗

jahrgänge des Rückgangs der Geburten halber
langſamſinken . Neubildungen , die ſeit langem als dringend
notwendig erkannt wurden , wie Vermehrung der ſchweren Batterien
und der techniſchen Truppen , waren unmöglich , da ſie nur auf
Koſten weiterer Schwächung der Infanterie hätten durchgeführt
werden können .

Beſtehende Truppenteile aufzulöſen und ihre
Mannſchaften auf andere zu verteilen , dazu wollte man ſich im

Hinblick auf die politiſche Lage nicht entſchließen . Deshalb wurde

gerade in letzter Zeit immer lauter gefordert , zur dreijährigen
Dienſtzeit zurückzukehren . Sie allein könne eine brauchbare
Kavallerie , genügende Friedensſtärken der Infanterie und

Kavallerie und notwendige neue Einheiten der techniſchen Waffen
liefern . Man verhehlte ſich jedoch nicht , daß ein derartiges Geſetz ,
das ſo tief in das geſamte Wirtſchaftsleben des Landes einſchneiden
würde , nicht leicht durchzubringen ſei . So ſagte der Abgeordnete
André Heſſe am 28 . November 1912 in der Kammer :

IIn ' y a que 2 remèdes possibles , dont Lun serait peut - étre le retour
au service de 3 ans , que je considère , pour ma part , comme impossible dans
P' eEtat de chose actuel et dont l ' autre est celuqe que le nombre des
unités du temps de paix doit diminuer avec le chiffre des incorporations .

Der Abgeordnete Maurice Dulreil führte am 20 . De⸗

zember 1912 in der Kammer aus :

„Il est possible que l ' opinion ne soit pas encore préparé à une aug -
mentation quelconque de la durée du service du moins dans les armes à

cheval . Pespèere qu ' un jour le pays comprendera mieux que le sacrifices

qu' il est oblige de faire , sacrifices lourds , c' est entendu , mais sacrifices in -

dispensables , lui seront rendu au centuple par la force de notre armée et

par le surcroit de sécurité dont il bénéficiera . “

Die Heeresverwaltung wollte zwar durch die neuen Kadergeſetze
der Infanterie und Kavallerie ſich mit den Schwierigkeiten noch
eine Weile abfinden , bezeichnete ſie aber ſelbſt nur als Notbehelf
und gab zu , daß in abſehbarer Zeit durchgreifende Maßnahmen er —

griffen werden müßten .
Die Wiedereinführung der dreijährigen Dienſtzeit iſt daher

für das franzöſiſche Heer eine innere Notwendig keit ge⸗

worden , zu der man über kurz oder lang doch gelangen mußte .
Darum vertrat am 18 . März 1913 der franzöſiſcheKriegsminiſter
im Heeresausſchuß der Kammer ſogar die Anſicht, daß nur die Rück⸗

kehr zur dreijährigen Dienſtzeit die franzöſiſche Armee vor
einer Kataſtrophe retten könne . Sein Amtsvorgänger



Millerand erklärte am 6. Mai 1913 in einer politiſchen
Verſammlung , daß auch er während ſeiner Amtszeit ſich ernſthaft
mit der Wiedereinführung der dreijährigen Dienſtzeit wenigſtens
für die berittenen Waffen befaßt habe .

Die franzöſiſche Heeresverwaltung hat deshalb die erſten An —

zeichen einer deutſchen neuen Wehrvorlage geſchickt benutzt ,
um für die bereits als notwendig erkannte Verlängerung der

Dienſtzeit Stimmung zu machen . Die Schnelligkeit , mit der die

Regierung den Geſetzesvorſchlag der Kammer einbrachte , deutet 0

darauf hin , daß die umfangreichen Vorarbeiten für den Entwurf uict
vor Brennendwerden der Frage bereits beendet waren . Der
immer wieder wiederholte Hinweis auf die deutſchen Rüſtungen
hat ſeine Schuldigkeit getan . Der Vorſchlag wird vorausſichtlich
Geſetz werden .

Die Armeekommiſſion hat den Grundſatz der allgemeinen drei —

jährigen Dienſtzeit angenommen . Der von ihr etwas abgeänderte
Geſetzentwurf ſieht nur wenige vorzeitige Entlaſſungen vor . Da

ſich die Beratungen hinzuziehen ſchienen , hat die Regierung
am 5. Mai 1913 angekündigt , daß ſie auf Grund des Wehrgeſetzes
von 1905 den im Herbſt zur Entlaſſung heranſtehenden Jahrgang 4

zurückbehalten werde . Kammer und Senat haben ihr die hierfür
im Jahre 1913 notwendigen Mittel in Höhe von rund 185 000 000

Franken bereits bewilligt . Ferner ſind die für Pferdeankauf I
und neue Ställe erforderlichen 49 500 000 Franken von den Jiͤ

geſetzgebenden Körperſchaften ſchon genehmigt worden .

Weiter hat die Regierung für Durchführung der dreijährigen
Dienſtzeit im Jahre 1914 205,5 Millionen Franken ange⸗
7 48

Die Wehrvorlage wird in Frankreich im Herbſt d. J . eine

Verſtärkung ſeines Friedensheeres um zunächſt rund 195 000
Mann bringen . Davon ſollen etwa 35000 Mann im Laufe
des dritten Dienſtjahres vorzeitig entlaſſen werden . Mit dem

Kräftezuwachs will man in erſter Linie die ſchwachen Etats der

Friedenseinheiten heben ( Komp . an der Grenze von
160 auf 200 Mann , im Innern von 115 auf 140 Mann ) . Ferner
ſollen einige Neuformationen aufgeſtellt werden , die ſeit
langem als notwendig erkannt waren , aus Mangel an Mann⸗ 8
ſchaften aber nicht gebildet werden konnten . Es ſind dies nach dem 1

Bericht des Abgeordneten Paté an die Kammer :

4 Bataillone Zuaven ,
2 Kavallerie - Regimenter ,

12 fahrende Batterien ,
14 reitende Batterien ,

3 Gebirgs - Batterien ,



15 ſchwere Batterien ,
21 Pionier⸗Kompagnien ,

Eiſenbahn⸗Kompagnien ,
Funker⸗Kompagnien ,
Pionier - Beſpannungs⸗Abteilungen ,
Scheinwerferzüge ,

Luftſchiffer - ⸗Kompagnien,
20 Flieger - Abteilungen .

Von dem angeforderten Rüſtungskredit ſollen u. a. nach dem

Bericht des Abgeordneten Clémentel

17 Millionen für Eiſenbahnen ,

2νο
◻ν
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214 5 „Artilleriematerial ,
160 „ Geniematerial ,

33 Puülder ,

der Reſt für Verbeſſerungen in der inneren Verwaltung und der

Geſundheitspflege verwendet werden .

4. Zunahme deutſchfeindlicher Beſtrebungen .
—Die Verhandlungen im Reichstage fanden am 7. , 8. und

9. April 1913 in erſter Leſung ſtatt . Sodann vom 10 . Juni ab

in zweiter Leſung ; am 28 . Juni war die dritte Leſung ; die Sozial⸗
demokraten haben namentlich die zweite Leſung mit zahlreichen
Anträgen und Reden aufgehalten . Abgeordneter Spahn erklärte
die Zuſtimmung der Zentrums⸗Fraktion zur Vorlage aus den Ge⸗

ſichtspunkten , die ſchon unter 2 erörtert worden ſind . Alle bürger⸗
lichen Parteien nahmen einen ähnlichen Standpunkt ein . Die

Sozialdemokraten ſtellten ſich rein ablehnend , ſuchten namentlich
jede Kriegsgefahr zu beſtreiten , ſtellten Deutſchland als

den Friedensſtörer hin . Demgegenüber konnte der Ab⸗

geordnete Erzberger am 8. April 1913 und 11 . Juni 1913

betonen , wie die ſozialdemokratiſche Preſſe ſelbſt die Zunahme der

deutſchfeindlichen Beſtrebungen und der nahen Möglichkeit eines

Weltkrieges anerkennt :

„ Ich nehme nur z. B. den „ Vorwärts “ vom 28. Februar 1913 , wo er
mit Rückſicht auf Frankreich ausdrücklich ſchreibt :

Die Militariſten und Nationaliſten wiſſen wenigſtens , was ſie
wollen . Sie verfolgen mit der Aufpeitſchung der chauviniſtiſchen
Empfindungen und der Erregung patriotiſcher Beſorgniſſe ihren
politiſchen Profit . . . Die Säbelraſſler in Aktivität und Penſion ,
die die nationaliſtiſche Preſſe an Zeugenkarre treten läßt , verſichern
ja , daß die Schöpfer der zweijährigen Dienſtzeit Dummköpfe oder
Verräter geweſen ſeien . Und die Radikalen laſſen ſich einfach terro⸗

riſieren und halten ſtill .
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Damit geben Sie aus Ihrer eigenen Partei heraus zu, daß die große Maſſe
der Parteien in Frankreich , hier in dieſem Zuſammenhang alle bürgerlichen
Parteien in Frankreich , unter dem Druck der dortigen chauviniſtiſchen Be⸗
wegung ſtehen .

Ich könnte auf andere ſehr intereſſante Ausführungen vom 6. Juni1913 hinweiſen , in welchen ein Albert Thomas in der gleichen „ Neuen Zeit “
die politiſche Situation in Frankreich ſchildert . Er ſchreibt da, nachdem er
vorher die Agadir⸗Affaire entwickelt hat :

In der Tat , ſeit Agadir haben wir in Frankreich eine förmliche
Auferſtehung der chauviniſtiſchen Hetzkampagne mitgemacht . Damals
war das ganze Land in tiefer Ruhe , die öffentliche Meinung höchſt
beſonnen . Man fürchtete wohl einen Angriff , man erwartete ihn,aber es kam zu keinem Eklat . Die damalige Regierung , es war die
Caillaux ' , führte die begonnenen Unterhandlungen in voller Ruhe
weiter , ſie gab keinen Anlaß zu unüberlegten chauviniſtiſchen Demon⸗
ſtrationen .

Aber als die Gefahr vorüber und ein neus Miniſterium ans
Ruder gekommen war , da begriffen die Nationaliſten nur zu gut ,
wie viel Kapital ſie aus der damaligen Stimmung ſchlagen konnten.Sie begannen ihren Vorſtoß mit aller Energie . Ein Hetzartikeljagte den anderen ; bald anläßlich der Niederlagen der Türken , die
von deutſchen Generälen inſtruiert waren , bald anläßlich der von
den bulgariſchen Kanonen getanen Wunder , die in franzöſiſchen
Fabriken gegoſſen waren , uſw .

Millerand wurde Kriegsminiſter ; ihn beſeelte der Wunſch , wie
er ſagte , „die Armee wieder auf das Niveau zu heben , auf dem
ſie vor der Dreyfuß⸗Affaire geſtanden hatte “. Dabei verſank er
im Geiſte des alten Gamaſchenknopfes , führte den Zapfenſtreich mit
Muſik und militäriſchem Gepränge wieder ein , ſtellte den alten
Generalſtab wieder in ſeiner Autorität her .

Ganz dasſelbe trifft für das Anwachſen der militariſtiſchen
Strömungen in England zu. Noch am 19. März d. J . hat der
„ Vorwärts “ einen ſehr intereſſanten Artikel gebracht , in dem er unter der
Ueberſchrift „ Das Treiben der engliſchen Militariſten “ darlegte , wie von
der unioniſtiſchen Partei , ſeitdem ſie den Zolltarifkampf in den Hintergrund
ſtellte , ſyſtematiſch die Frage der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in
den Vordergrund gedrängt wird .

Es war der alte Liebknecht und der alte Bebel , die ſchon vor 22 Jahren ,im Jahre 1890 und 1893 , offen ausgeſprochen haben , wie gefährlich uns
Rußland iſt . Liebknecht ſagte da, wie ich ſchon vor Jahresfriſt erinnerte :

„ Rußland ſpielt mit Deutſchland wie die Katze mit der Maus , und
wenn wir den Frieden mit Rußland und mit Hilfe Rußlands den
Weltfrieden noch ſo ernſtlich wollen , wir können ihn niemals be⸗
kommen . Rußland iſt eine durch und durch deſpotiſche Macht , und
das zariſche Rußland muß ſeiner ganzen Natur nach ein erobernder
Staat ſein . Rußland kann in der Geſtalt , die es gegenwärtig hat ,
ſeine Eroberungspolitik nicht aufgeben , es iſt ein Raubſtaat , der ohneLänderraub nicht beſtehen kann . Alſo wenn wir auf ein friedlieben⸗des Rußland rechnen , ſo täuſchen wir uns . Das heutige Rußlandwird ſtets eine Gefahr des Weltfriedens ſein . “

ͤ iſt ſchon am 28. November 1888 geweſen .



5 Dann hat hier der Abgeordnete Bebel ganz zutreffend in der großen
Militärkommiſſion vom Jahre 1893 die Situation des Deutſchen Reichs
gegenüber Rußland beleuchtet , er ſagte :

Der gefährlichſte Feind wird in der Zukunft nicht Frankrei
ſondern es wird Rußland ſein .

N 5

Und dann führte er aus :

Die Gefahr , daß Rußland ſeine Herrſchaft auf ganz Europa aus⸗

dehnt , liegt näher als je. Je mehr Rußland ſich dem Zuſtand
nähert , mit dem gegenwärtigen Regierungsſyſtem zu brechen , eine

Art parlamentariſche Regierung einzurichten , deſto
1980

wird es
in der Lage ſein , ſich finanziell zu kräftigen , ungeahnte Hilfsquellen
zu erſchließenund uns dann anzugreifen . Unſere Lage wird daher

von Jahr zu Jahr immer ſchlechter , und der europäiſche Krieg bleibt

nicht aus , an welchem alle großen Staaten teilnehmen werden , und

in welchem Deutſchland den letzten Mann und den letzten Groſchen
für ſeine Exiſtenz wird dranſetzen müſſen , weil es ſogar nach drei
Seiten zu kämpfen haben wird . “

Haben ſich nun vielleicht ſeit 1893 die Verhältniſſe in Rußland in

einem für Deutſchland günſtigeren Sinne entwickelt ? Das wird doch wahr⸗
haftig niemand behaupten wollen . Im Gegenteil , es ließe ſich eine ganze
Menge von Tatſachen anführen , daß dieſes Verhältnis noch verſchlechtert

worden iſt . Zunächſt hat Rußland ganz koloſſal gerüſtet , auch im letzten

Jahre gerüſtet — eine Tatſache , die bisher in den Verhandlungen noch gar
nicht zum Ausdruck gekommen iſt . Ich weiſe auf die „ Internationale Revue
der geſamten Armeen und Flotten “ hin , die in einem Rückblick für 1912 über

Rußland ſchreibt :

„ Das wichtigſte Geſetz , das der ruſſiſchen Armee im Jahre
1912 übergeben worden iſt , betrifft die allgemeine Wehrpflicht . Es

hat ja lange Zeit gedauert , bis die Regierung ſich zu dieſen neuen

Beſtimmungen durchgerungen hat . Aber wenn ihre heilſame Wir⸗

kung nunmehr keinen Aufſchub erleidet , kann Rußland einer neuen

militäriſchen Aera entgegenſehen . “

Dazu kommt , daß in Rußland infolge der panflawiſtiſchen Bewegung ,
die nicht ſo leichthin abzutun iſt , wie die Herren Sozialdemokraten es in

dieſen Debatten getan haben , die Abneigung gegen Deutſchland von Jahr

zu Jahr wächſt . Es war mir ſehr intereſſant — wenn man Ihre Partei⸗
literatur durchlieſt , findet man ja ab und zu ſehr vernünftige Anſchauungen
über dieſes Gebiet ; nur im Reichstag kommen ſie nicht zum Ausdruck —

( Zuruf von den Sozialdemokraten : Nanul ) — abſolut nicht ! — daß einer

Ihrer ganz Radikalen , ein Herr Hilferding , gewiß ein ganz radikaler Herr ,
in der „ Neuen Zeit “ vom 18. Oktober 1912 , alſo längſt vor unſerer Vorlage ,
den ſehr richtigen Satz ſchreibt :

„ Nun droht Rußland allerdings die Gefahr innerer Um⸗
wälzungen . Aber andererſeits bedeutet der Balkankrieg die Ent⸗
feſſelung aller nationaliſtiſchen Inſtinkte , die heute auch im ruſſi⸗
ſchen erpanſionslüſtern gewordenen Bürgertum ganz anders lebendig
geworden iſt als vor der Revolution , und auch für die ruſſiſche
Regierung kann ein Zeitpunkt eintreten , wo ſie auch gegen ihren
Willen in einen Krieg hineingeriſſen wird , der für ſie allerdings

zu früh gekommen ſein mag . “

Wenn man ſich dieſe Dinge betrachtet , ſo kann man ſich doch nicht

auf den Standpunkt ſtellen , als gehöre ein Krieg in den nächſten Jahren
überhaupt zu den Dingen der Un möglichkeit . Kollege Queſſel



bekennt in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften “ ganz offen, daß mit. der Mög⸗
lichkeit eines ſolchen Krieges zu rechnen ſei . Es gibt Radikale wieReviſioniſten in der Sozialdemokratie , die über dieſe Tatſache völlig einig
ſind , und die dieſe Tatſache hervorgehoben haben , längſt bevor bekannt wurde ,
daß von deutſcher Seite eine neue Militärvorlage kommen würde . So hatder radikale Führer Kautsky —gewiß kein Reviſioniſt — in der „ Neuen
Zeit “ vom 8. November 1912 geſchrieben :

„ Heute müſſen wir mit der Möglichkeit eines Weltkrieges
rechnen “ ;

der radikale Abgeordnete Wendel , unſer Kollege , hat am 9. Oktober 1912 ,
alſo längſt vor dem Bekanntwerden unſerer neuen Militärvorlage , in der⸗
ſelben „ Neuen Zeit “ geſagt :

„ Zur Stunde lebt der Frieden noch , wenn er auch in den
letzten Zügen liegen mag . Aber die internationale Sozialdemokratietut gut daran , auf alles gefaßt zu ſein : Balkankrieg ,
Weltkrieg , Weltrevolution . “

Alſo der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Wendel gibt für ſeine Partei das
Signal , ſie möge auf alles , auf den Weltkrieg gefaßt ſein . Dann aber kommt
der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Scheidemann hier im Reichstage herund will eine furchtbar ſchwere Anklage gegen uns erheben , wenn wir das ,was Herr Wendel für ſeine Partei in Anſpruch nimmt , nun aufdas ganze Deutſche Reich und auf das ganze deutſche Volk ausdehnen . Was
iſt das für ein doppelſinniges und zwieſpältiges Verhalten , das in ſolchen
Vorwürfen liegtl Das Maß der Fürſorge , das Sie für die Erhaltung Ihrereigenen internationalen Sozialdemokratie für ſich in Anſpruch nehmen ,dürfen wir doch auch für die Erhaltung unſeres deutſchen Vaterlandes , fürdie Geſamtheit , in Anſpruch nehmen ! ( Lebhafte Zuſtimmung im Zentrumund rechts . )

An allen dieſen deutſchfeindlichen Erſcheinungen aber gehen die Sozial⸗demokraten achtlos vorüber , obwohl ihnen ebenſo gut wie uns allen bekannt
iſt , was in einem nächſten Weltkrieg gerade für uns Deutſche auf dem
Spiele ſteht . Was ſagen denn die Franzoſen zur Rechtfertigung ihrer neuen
Rüſtungen , die teilweiſe eingeſetzt haben , längſt bevor unſere Militärvorlagebekannt war , und die in erhöhtem Maße ſeit dem Bekanntwerden unſererVorlage eingeſetzt haben ? Dort hört man zur Rechtfertigung dieſer großenOpfer , die das franzöſiſche Volk bringen ſoll , immer den einen Satz : „ Wirwollen uns nicht noch einmal zwei Provinzen wegnehmen laſſen ! “ DieſerSatz iſt die Kardinalbegründung , die Sie drüben in Frankreich immer hören .Glauben Sie aber , daß für uns in einem neuen Weltkrieg — den undenk⸗baren Fall geſetzt , daß wir Unterlieger wären — nur die beiden ProvinzenElſaß und Lothringen in Frage ſtänden ? Nein , ein für uns unglücklicherKrieg würde die Zertrümmerung des Deutſchen Reiches im Gefolge haben —
darüber iſt ſich jeder vollkommen klar , der die Preſſe aller uns umgebendenMächte genau lieſt . Daraus müſſen wir doch die Konſequenzen ziehen . Es
iſt nun einmal unſer Unglück , daß wir auf der Weltkarte Europas ſo geſtelltſind , daß wir viel größere Opfer zu bringen haben , als irgendein anderes
Land , irgendein anderes Volk .

Auch in den Reihen der Sozialdemokratie findet ſich dafür ein er⸗
freuliches Verſtändnis ; aber man zieht keine Konſequenzen daraus . — So
gab der Sozialdemokrat Leuthner noch im März in den „SozialiſtiſchenMonatsheften “ die eigentlich beſte Begründung , die für eine deutſche Militär⸗
vorlage eigentlich gegeben werden kann , indem er ausführte :

„Deutſchland mußte das Aufſchäumen des franzöſiſchen Kriegs⸗
geiſtes nach der Marokkokriſe , mußte die zweite Orientkriſe erleben ,



damit jedem anſchaulich werde , wie verſchieden die verſchiedene
Lage das deutſche und das engliſche Leben bedinge , und daß ein

Kontinentalſtaat ſeine Stärke und ſeinen Ehrgeiz nicht in der
vollen maritimen Ebenbürtigkeit mit einem Inſelſtaat ſuchen
könne . Das wirkliche deutſche Problem taucht vor dem Deutſchen
jetzt auf als einem aufs tiefſte in die Schwankungen der kontinen⸗
talen Machtverhältniſſe einbezogenen Volk , das zugleich durch ſeine
Wirtſchaftsentwicklung nach der See gebieteriſch gedrängt wird ,
beiden Bedingungen ſeines Daſeins zu genügen . Woran Venedig ,
woran Holland geſcheitert ſind , das hat jetzt Deutſchland mit ſeiner
unendlich größeren Menſchenzahl und Gebietsweite durchzuführen :
Noch nie war einem großen Volk eine ſchwierigere Aufgabe unter

ungünſtigeren Umſtänden geſtellt . “ ( Hört ! hört ! im Zentrum . )

Damit iſt die tatſächliche Situation ſo präzis und knapp zuſammen⸗
gefaßt , daß es mir ganz unverſtändlich iſt , wie ein Sozialdemokrat die glatte

Ablehnung der Vorlage vertreten kann . Nun ein zweites ! Von franzöſiſcher
Seite — nicht von ſozialdemokratiſcher — wird ſyſtematiſch in den letzten
Monaten immer ein anderer Gedanke mehr in den Vordergrund geſchoben
als je früher . Das iſt der : wir Franzoſen ſind mit der dreijährigen Dienſt⸗

zeit , mit der Wiedereinführung derſelben am Ende unſerer Leiſtungsfähig⸗
keit , was die Perſonenzahl anlangt . Aber — das können Sie oft in fran⸗

zöſiſchen Zeitungen leſen —: wir haben Geld , wir haben viel Geld , und es

ſoll uns auch etwas koſten , um die Menſchenzahl , die wir nicht haben , auf
der anderen Seite mobil machen zu können . Wir unterſtützen Rußland in

der Durchführung ſeiner großen Maßnahmen zur Reorganiſation des

Heeres , weil wir wiſſen , daß es die beſte Kapitalanlage für uns Franzoſen
iſt , wenn Rußland militäriſch auf der anderen Seite des Deutſchen Reiches

ſtark daſteht .
Der franzöſiſche Nationalökonom Thery hat kürzlich eine ſehr inter⸗

eſſante Aufmachung nach dieſer Seite gemacht . Er ſagte : „Heute ſteht es ſo ,

daß auf 100 Franzoſen 166 Deutſche kommen . Aber — ſagt er — dafür

kommen auch auf 100 Deutſche bereits jetzt 212 Ruſſen auf der anderen
Seite . Es iſt ja offenkundig , daß die nationaliſtiſche Bewegung Frankreichs
ihre größten Hoffnungen auf die Verjüngung und Verſtärkung der Wehr⸗

kraft in Rußland drüben ſetzt . “

5. Die Vermehrung der Kavallerie

fand im Zentrum lebhafte Bedenken ; von den geforderten ſechs
neuen Regimentern wurden zuerſt nur drei Regimenter genehmigt
und erſt in dritter Leſung alle ſechs Regimenter , namentlich aus

dem Grunde , um einen genügend ſtarken Grenzſchutz zu haben .
Drei Kavallerieregimenter kommen nach dem Oſten , davon eines
ins oberſchleſiſche Induſtriegebiet und drei nach dem Weſten . Die
Vermehrung der Kavallerie hat ſeit 1870 ſich gegenüber anderen

Waffen erheblich verlangſamt , wie folgende Tabelle ſagt :
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Verhältnis
der Zahl der Infanterie - Bataillone , Kavallerie - Eskadrons

und Feldartillerie - Batterien zueinander .

Infanterie⸗ Kavallerie⸗ Feldartillerie⸗
Bataillone Eskadrons Batterien

zentd ozent der Prozent dJahr Ekhantzabl Peſe Wefesge
Zahl der hier auf⸗ Zahl der hier auf⸗ Zahl der hier auf⸗

geführten geführten geführten
Einheiten Einheiten Einheiten

1870 463 39,4 460 39,2 251 21,4⁴4
1904 625 37,2 482 2857 574 34,1
1905 633 36,9 510 29,7 574 33,4

nach Durch⸗
führung des
Geſetzes vom

15. 4. 05
1911 634 36,5 510 29,4 592 34,1

nach Durch⸗
führung des

Geſetzes vom

1912 651 36,17 516 28,67 633 35,17
nach Durch⸗
führung des

0 vom
14. 6.

1913 669 36,1 550 29,7 633 34,2nach Durch—
fahrung des

[ Entwurfs

Demgegenüber haben Frankreich und Rußland ihre Kavallerie
viel raſcher vermehrt . In Frankreich ſind im Frieden vor⸗
handen :

a ) 89 Regimenter ,

Z2neue Regimenter ( Spahis ) ſollen aufgeſtellt werden .

9

b) Davon werden mobil gemacht :
81 Regimenter in Europa ( zu 4 oder 6 Eskadrons ) ,

4 Chaſſeurs⸗Regimenter in Nordafrika ( zu 4 Eskadrons ) ,
4 Spahis⸗Regimenter in Nordafrika ( zu 5 Eskadrons ) .

c) Bei den 10 Kavallerie - Diviſionen werden Ver⸗
wendung finden :
60 Regimenter zu 4 Eskadrons . . = 60 Reg . — 240 Eskadr .

Bei den Armeekorps :
bei 17 Armeekorps je 1 Regiment

Esis ſos
beim VI . und VII . A. ⸗K. je 2 Regi⸗

menter zu 4 Eskadr . 3

5

1



in Nordafrika 4 Chaſſ . - Regimenter

zu 4 Eskadr . Raeg ‚e

in Nordafrika 6 Spahis - Regimenter

zu 5 Eskadr . 6 66
91 Reg . = 410 Eskadr .

Rußland hat im Frieden :

18 Kavallerie - Diviſionen ( zu 24 Eskadr . und Sotnien , 1. Garde⸗

Kav . ⸗Div . 28, 12 . Kav . ⸗Div . 22 Eskadr . und Sotnien ) ;
4 ſelbſtändige Kavallerie - Brigaden ( zu je 12 Eskadr . ) ;
6 Kaſaken⸗Diviſionen ( 4 zu 24, 1 zu 22, 1 zu 20 Sotnien ) ;
3 ſelbſtändige Kavallerie - Brigaden ( 1 zu 12, 1 zu 14 und 1 zu

18 Sotnien ) ;
1 èUſſuri⸗Reiter⸗Brigade ( 14. Eskadr . und Sotnien ) ;

ferner ohne höheren Verband :

6 Kavallerie - und Kaſaken - Regimenter ( 4 zu 6, je 1 zu 4 und

3 Eskadr . oder Sotnien ) ;
2 Kaſaken⸗Halbregimenter ( zu je 2 Sotnien ) ;

10 Kaſaken⸗Sotnien .

Bei der Mobilmachung werden dann noch aufgeſtellt :

12 —13 Kaſaken⸗Diviſionen 2. und 3. Aufgebots .

Sie können wegen der großen Entfernung erſt in einer

ſpäteren Periode des Aufmarſches an der Weſtgrenze erſcheinen .

Vermutlich werden ſie neben der Verwendung als Heereskavallerie
die Korps⸗ und Diviſionskavallerie für die Reſerveformationen
ſtellen und möglicherweiſe die von den aktiven Kavallerie⸗
Diviſionen abgegebene Korps⸗ und Diviſions⸗Kavallerie ablöſen .

Für die Genehmigung der Kavallerie waren entſcheidend die

vertraulichen Mitteilungen des Kriegsminiſters über die Ver⸗

wendung der deutſchen Kavallerie ; dieſe Angaben entziehen ſich der

Veröffentlichung .

6. Die Genehmigung der 4000 neuen Offiziersſtellen

iſt im Reichstage nicht erfolgt ; es ſind vielmehr auf Antrag des
Zentrums 1008 Leutnantsſtellen geſtrichen worden , weil dieſe

Stellen doch nicht beſetzt werden können ; 1300 Stellen ſind er⸗

forderlich infolge der Neuformationen ; rund 600 Stellen ſind für

Kriegsformationen genehmigt worden . Die Zahl der Offiziere bei

einem Infanterieregiment geſtaltet ſich hiernach :



bisher künftig
J̃ mit mit

Dienſtgrad Truppen⸗ Uhnte Truppen⸗ Gbitle
uſw. 58 Truppen⸗ Truppen⸗

We zu
kommando ſolchem zu tommando

rechnen rechnen

Regimentskommandeure 1 — 1 —
eett , — 1 — 1
Majore mit Stabsoffiziergehalt . 8 1 3 3
Majore ohne Stabsoffiziergehalt — 1 — —
Häußttenitttt 13 1 13 3
Oberleutnants und Leutnants 43 — 43 —

oder 5539

Zuſammen 60 4 60 6
oder72

55 Leutnants bei den Regimentern mit hohem Etat .

Frankreich hat nach ſeinem Kadergeſetz von 1912 für das In —
fanterieregiment folgende überzählige Offiziere :

Jeder Infanterie - Truppenteil hat einen cadre com -
pléementaire . Er enthält an Offizieren :

Beim Infanterie - und Zuaven - Regiment je 1 Oberſtleutnant ,
Majore ,

6 Hauptleute .
Insgeſamt beträgt der oadre complémentaire der Infanterie

( und Kavallerie ) künftig :
531 Stabsoffiziere ,

1422 Hauptleute ,
30 Leutnants .

Die Offiziere der cadres complémentaires treten im Kriege
zu Reſervetruppenteilen über . Für denſelben Zweck ſind ferner
verfügbar : von jedem Infanterieregiment 1 Major ( tritt zunächſt
als Führer zum Depot ) .

Um die Offiziere der cadres complémentaires im Mobil —
machungsfalle ſofort für Reſervetruppenteile verfügbar zu haben ,
ſind die aus der Front abkommandierten Offiziere in den Etat⸗
major particulier de l ' infanterie und de la
cavallerie zuſammengefaßt . Der größte Teil dieſer Offiziere
ſteht für die bei der Mobilmachung neu aufzuſtellenden höheren
Stäbe , Kommandobehörden und auch Truppenteile zur Verfügung .

Es beträgt :
akt . Stabsoffiziere akt . Hautpleute

der état - major part . der In⸗
fanterie ( außer 150 Leutn . ) 41 120

der état - major part . der Ka⸗
vallerie ( außer 100 Leutn . ) . 3 128

Summe 84 248
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Eine Vermehrung der Offiziere hat fernerhin da⸗

durch ſtattgefunden , daß eine größere Anzahl von Offizieren der

Eingeborenen - Truppenteile Nordafrikas ( Regimenter der Senegal —
neger , marokkaniſche Hilfstruppen ) „ hors cadres “ geſtellt wurden
und daß jedes Infanterie - Regiment einen Oberſtleutnant beim
Stabe ( außer dem im cadre complémentaire befindlichen
Oberſtleutnant ) und 1 Hauptmann als Regimentsadjutant erhielt .

Die Geſamtvermehrung der Offiziere der Infanterie ( und
Kavallerie ) beträgt :

428 Stabsoffiziere ,
546 Hauptleute

974 .

Da die Zahl der Leutnants um 257 verringert wird , iſt alſo
bei der Infanterie und Kavallerie eine Vermehrung um 717 ak⸗

tive Offiziere eingetreten .

Im Frieden finden die neugenehmigten Offiziere folgende
Verwendung :

1. Die Majors beim Stabe des Infanterie - Regiments
übernehmen die Führung von übenden Reſerve - Bataillonen und

die Ausbildung der Offiziere und Offizieraſpiranten des Be⸗

urlaubtenſtandes , deren Förderung von beſonderer Bedeutung iſt .
Sie ſind die berufenen Vertreter der Bataillonskommandeure bei

deren Abweſenheit uſw . Sie entlaſten die Bataillonskommandeure

von allen mit ihrem Truppenkommando nicht notwendig verbunde —

nen Dienſtverrichtungen . Die Etatserhöhungen ſtellen derart ge⸗

ſteigerte Anforderungen auch an die Bataillonskommandeure , daß

ihnen alle Nebenaufgaben unbedingt abgenommen werden müſſen .
Die Majors beim Stabe übernehmen die theoretiſche Ausbildung
der Fahnenjunker , ſie leiten die beſondere Ausbildung der Ein⸗

jährig⸗Freiwilligen , ſie finden Verwendung bei Ausbildung von

Offizieren , Unteroffizieren und Mannſchaften in beſonderen Dienſt⸗
zweigen ( im Feldpionierdienſt , in der Verwendung der Kriegs⸗
fahrzeuge u. a. m. ) , bei Vorbildung der Verpflegungsoffiziere , bei

Gelände⸗Erkundung für Schieß⸗ und ſonſtige Uebungen, Vorbe⸗

reitung und Zielaufbau für das gefechtsmäßige Schießen , als

Schiedsrichter und Nachrichtenoffiziere , als Führer des markierten
Feindes bei Uebungen auf den Exerzierplätzen und im Gelände, zur

Leitung und Führung bei Uebungen in kriegsſtarken Verbänden,
zum Abſchätzen von Flurſchäden . Einer von ihnen iſt Mitglied der
Regimentsbekleidungskommiſſion , ein anderer erteilt den Offizier⸗
Turn⸗ , Fecht⸗ und Reitunterricht , einer übernimmt die Aufſicht über

Garniſoneinrichtungen (Arreſtanſtalt , Feuerlöſchweſen und der⸗
gleichen ) . Sie verwalten die Fonds des Regiments , wirken in den



Kommiſſionen zur Verwaltung von Garniſoneinrichtungen und

übernehmen den Gerichtsdienſt .
2. Der junge Hauptmann beim Stabe jedes Infante⸗

rie - und Jäger - Bataillons iſt eine neue Einrichtung . Die erſten
Stellen — bei jedem Infanterie - Regiment eine —ſind durch die

Heeresvorlage 1912 geſchaffen . Sie haben ſich außerordentlich be⸗

währt und werden künftig noch an Bedeutung gewinnen zur Ent⸗

laſtung der durch die Ausbildung ihrer Kompagnien infolge der

Etatserhöhungen noch mehr in Anſpruch genommenen Kompagnie⸗
chefs . Zu ihren Friedensaufgaben gehört vor allem die Führung
und Ausbildung der Uebungsformationen — Reſervekompagnien ,
Landwehrübungen , Uebungskompagnien für Offiziere und Offizier⸗
aſpiranten des Beurlaubtenſtandes auf den Truppenübungs⸗
plätzen . Sie übernehmen die Vertretung von Kompagniechefs bei
deren Abweſenheit , leiten und führen bei Uebungen in kriegsſtarken
Verbänden , übernehmen die Ausbildung der Unteroffiziere und

Mannſchaften am Entfernungsmeſſer , im Winkerdienſt , im Rad⸗

fahren , die Ausbildung der Fernſprechtrupps und dergleichen . Sie

nehmen den Kompagniechefs den Gerichtsdienſt ab, finden Ver —

wendung als Schiedsrichter und Nachrichtenoffiziere , als Führer
des markierten Feindes bei Uebungen auf den Exerzierplätzen und
im Gelände . Auch kommen ſie für den Unterricht im Kapitulanten⸗
und Militäranwärterunterricht und für die Ablöſung der Kom⸗

pagniechefs in den verſchiedenen Verwaltungskommiſſionen in

Betracht .
Bei den anderen Waffengattungen iſt die Verwendung der

Offiziere für Kriegsformationen eine ähnliche .

7. Die „ Forderungen des Volkes “ vom Zentrum

durchgeſetzt .

In der erſten Leſung hat der Abg . Erzberger auf den Ruf von
den „ Forderungen der Armee “ die Antwort von den „ Forderungen
des Volkes “ gegeben und eine Reihe dringender Volkswünſche auf⸗
gezählt . Der bauernbündleriſche Abg . Laux meinte darauf :

„ Sache der Zentrumspartei wird es ſein , hier in erſter Linie zu prüfen .
Von der Zentrumspartei hängt die Bewilligung ab. Die ſüddeutſchen
Bauern werden die Rede des Herrn Abgeordneten Erzberger mit großer
Freude geleſen haben ; wir drücken aber mit den ſüddeutſchen Bauern die
Hoffnung aus , daß das nicht nur Worte waren , ſondern daß den Worten
auch Taten folgen ! “

( 135. Sitzung vom 9. April 1913 St . B. S. 4609)
In der zweiten Leſung konnte der Abg . Nacken ( 15. Juni

1913 ) darlegen , wie ſämtliche Anregungen des Zentrums in Ge —
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ſetzen oder in Etatsvorſchriften oder in Reſolutionen niedergelegt
ſeien . Was das Zentrum im allgemeinen erreicht hat , ſei hier
zuſammengeſtellt :

bungen des Beurbaübtenſtandes Auf
Antrag des Zentrums iſt in das Friedenspräſenzgeſetz folgender
§ 3 a aufgenommen worden :

„ Die Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes werden , ſoweit militäriſche
und wirtſchaftliche Gründe es geſtatten , nur in den Wintermonaten zu
Uebungen einberufen . “

üfpaudsenkſchädigung für fondaren
reiche Familien . Im Etat des Reichsamts des Innern iſt
auf Antrag des Zentrums folgende Poſition eingeſtellt worden :

„ Zu Aufwandsentſchädigungen an ſolche Familien , von denen bereits
drei Söhne ihrer geſetzlichen zwei - oder dreijährigen Dienſtpflicht im Reichs⸗
heer oder in der Marine als Unteroffiziere oder Gemeine genügt haben oder
noch genügen , und zwar in Höhe von 240 M. für das Jahr während der
gleichen geſetzlichen Dienſtzeit eines jeden weiteren Sohnes in denſelben
Dienſtgraden 240 000 Mark . “

3. Steuernachlaß für ſoldatenreiche Fami⸗
lien . Im außerordentlichen Wehrbeitrag iſt ferner auf Antrag
des Zentrums beſtimmt worden :

„ Hat der Beitragspflichtige ein Vermögen von nicht mehr als dwei⸗
hunderttauſend Mark oder ein Einkommen von nicht mehr als zwanzig⸗
tauſend Mark , ſo ermäßigt ſich der Wehrbeitrag für den dritten und jeden
weiteren Sohn , welcher ſeine geſetzliche Dienſtpflicht beim Heer oder der Flotte
abgeleiſtet hat , um je 10 vom Hundert ſeines Betrags . Die Beitrags⸗
ermäßigung tritt auch ein , wenn die Ableiſtung der Dienſtpflicht noch in den

Jahren 1914 , 1915 und 1916 erfolgt . Iſt der Wehrbeitrag in dieſem Falle
bereits voll entrichtet , ſo iſt der entſprechende Betrag dem Beitrags⸗
pflichtigen auf Antrag zu erſtatten . “

4. Jährliche Freifahrt für Soldaten in die

Heimat . Auf Antrag des Zentruns iſt folgende Etatspoſition
neu eingeſtellt worden :

„ Zu freien Urlaubsreiſen der Unteroffiziere und Gemeinen in die
Heimat 1600 000 Mark .

Der Betrag iſt ſo berechnet , daß Unteroffiziere und Gemeine jährlich
einmal freie Hin⸗ und Rückfahrt in die Heimat erhalten können .

Auf Anfrage des Abg . Hebel erklärte die Regierung , daß bei
weiten Entfernungen auch Schnellzüge benutzt werden dürfen .

Folgende Reſolutionen des Zentrums fanden ferner An⸗

nahme und Billigung der Heeresverwaltung :

5. Bei Verabſchiedung der Militärvorlage die Erwartung auszuſprechen ,

daß nur Volltaugliche eingeſtellt werden .

6. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dafür Sorge zu tragen , daß
die n der Wehrordnung , betreffend Befreiung vom aktiven
Heeresdienſt infolge bürgerlicher Verhältniſſe l ( einziger Ernährer
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hilfloſer Familien uſw. ) in der bisherigen rückſichtsvollen Weiſe auch in Zu⸗
kunft Anwendung finden .

7. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen An —

ordnungen zu treffen , damit

a) die Soldaten mindeſtens durſchnittlich jährlich vier Wochen Ur - ⸗
laub erhalten können ,

b) der Urlaub für die berittenen Waffen in erhöhtem Umfange ge⸗
währt wird ,

c) dieſe Urlaubszeiten für die aus der Landwirtſchaft ſtammenden
Soldaten tunlichſt in der Erntezeit erteilt werden .

8. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen
zu treffen zur Verringerung der Burſchen , jedenfalls im Sinne
des Verbots des Haltens zweier Burſchen oder „ Ordonnanzen “ .

9. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen
zu einer Reform des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes im
Sinne einer Erweiterung und Erleichterung der Zulaſſung auf Grund auch
der Fachausbildung einzuleiten .

10. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , gemäß § 18 des Mann⸗
ſchaftsverſorgungsgeſetzes dafür Sorge zu tragen , daß Gemeinden die be⸗
ſtehenden Vorſchriften über Anſtellung von Militäranwärtern
nicht umgehen .

11. Bei der Verabſchiedung der Militärvorlage die beſtimmte Er⸗
wartung auszuſprechen , daß angeſichts der hohen Laſten dieſes Geſetzes die
Heeresverwaltung mit allen Kräften beſtrebt iſt , größte Sparſamkeit
walten zu laſſen und alle Maßnahmen zu treffen , um unter möglichſter Ein⸗
ſchränkung des Parademäßigen und unter Ausſchluß des Luxus nur die
Kriegstüchtigkeit des Heeres zu erhalten und zu fördern .

12. Bei der Verabſchiedung der Militärvorlage die Erwartung aus⸗
zuſprechen , daß die Beſchaffungen des Kriegsmaterials tun⸗
lichſt durch die reichseigenen techniſchen Inſtitute erfolgen .

13. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Anordnungen zu treffen ,
nach welchen unr ſolche Arbeitgeber den Zuſchlag auf Lieferung
von Staatsaufträgen erhalten , welche :

a) den Arbeitern das Koalitionsrecht unangetaſtet laſſen ,
b) bei Einſendung von Offerten gleichzeitig ein Verzeichnis der bei

ihnen gezahlten Löhne mit einreichen ,
c) keine geringeren Löhne bezahlen und keine ſchlechteren Arbeits⸗

bedingungen ſtellen wie in gleichartigen Staatsbetrieben oder
gleichen privaten Unternehmungen , welche nicht für Heer und
Marine arbeiten ,

d) eine Einigungs⸗ und Schiedsinſtanz bezeichnen oder ſchaffen , welche
berechtigt und verpflichtet iſt , bei ausbrechenden Differenzen die
Vermittlung zu übernehmen .

14. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , daß bei allen Arbeiten
und Lieferungen , welche infolge der neuen Militärvorlage notwendig

8 das ortsanſäſſige Gewerbe in erſter Linie berückſichtigt
wird .

15. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Anordnungen zu treffen , daß
a) bei Vergebung des durch die Heeresvermehrung entſtehenden

Mehrbedarfs von Arbeiten und Lieferungen Handwerk und Gewerbe ,
insbeſondere auch deſſen gewerbliche Organiſationen in weiteſtgehen⸗
dem Maße Berückſichtigung finden ;
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b) bei Ausführung von Arbeiten möglichſt inländiſches Material ver⸗
wendet wird ;

c) die Arbeiten zu einem unter Zuziehung von Sachverſtändigen feſt⸗
geſetzten angemeſſenen Preiſe vergeben werden .

Endlich beantragte das Zentrum in Gemeinſchaft mit den

anderen Parteien , daß die Mindeſtſtrafen bei einer Reihe militäri⸗

ſcher Verfehlungen ( Aufruhr uſw . ) ganz erheblich herabgeſetzt
wurden .

Die vielen ſozialdemokratiſchen Anträge zum Friedenspräſenz⸗
geſetz lehnte das Zentrum ab, da ſie meiſtens mit dieſem Geſetz
nichts zu tun hatten oder in einer ganz unannehmbaren Form
geſtellt worden waren , ſo daß ſelbſt der volksparteiliche Abg .
Dr . Müller⸗Meiningen erklärte :

„ Wir können uns auch nicht darauf einlaſſen , Materien , die mit der
Friedenspräſenzſtärke ſelbſt gar nichts zu tun haben , hier in einer ganz
künſtlichen Weiſe einzureihen . Wir können es nicht unterſtützen , daß An⸗
träge z. B. über ein Toleranzedikt oder auf dem Gebiete des Vereins⸗ und
Verſammlungsrechtes in die Form einer Novelle zum Friedenspräſenzſtärke⸗
geſetz eingekleidet werden . Die Konſequenzen einer derartigen Geſetzes⸗
macherei ſind doch nicht ganz ungefährlich . ( Zuſtimmung bei der Fort⸗
ſchrittlichen Volkspartei . )

Was heute Ihre Nachtigall iſt , meine Herren auf der äußerſten Linken ,
kann ſehr leicht unter Umſtänden Ihr Uhl ſein . ( Zuruf von den Sozial⸗
demokraten . ) Wenn heute der Reichstag anders zuſammengeſetzt iſt — ich
nehme einmal , daß eine reine reaktionäre Mehrheit hier vorhanden wäre —,
dann wird nach dem Präjudiz , das Sie ſelbſt für die Legislatur geben , z. B.
eine Gewerbeordnungsnovelle , die von den beeideten Bücherreviſoren oder
von den Theaterdirektoren oder ihren Konzeſſionen handelt , in eine Zucht⸗
hausvorlage , in eine lex Heinze verwandelt werden können , ja womöglich
in Beſtimmungen , die die Beſeitigung oder Beſchränkung des allgemeinen ,
direkten und geheimen Wahlrechts enthalten können . “

( 164. Sitzung vom 18. Juni 1913 St . B. S. 5584 )

Die ganze Taktik der Sozialdemokratie ging darauf hinaus ,
durch ſolche Geſetzesbeſtimmungen die Militärvorlage zum

Scheitern zu bringen ; aber dieſe halb verſteckte , halb offene Ob —

ſtruktion mißlang .

.

Auf ſtetes Verlangen aller Parteien , namentlich des Zentrums ,
iſt der Geſetzentwurf , welcher die Veteranenbeihilfe von

120 Mark auf 150 Mark erhöht , verabſchiedet worden . — Trotz
der ſchärfſten Oppoſition der Regierung ſind die Kommandan⸗

turen in Dresden , Stuttgart , Karlsruhe und Darmſtadt ge —

ſtrichen worden ; ferner wurden die für die Generäle neuge⸗

forderten Pferdegelder abgelehnt . — Auf Antrag des Zentrums

beſchloß der Reichstag folgende Reſolution :
„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , zur Prüfung der geſamten

Rüſtungslieferungen für Reichsheer und Marine eine Kommiſſion zu berufen ,



zu welcher vom Reichstag zu wählende Mitglieder des Reichstags und Sach⸗
verſtändige zuzuziehen ſind . Der Herr Reichskanzler wird erſucht , den Bericht

der Kommiſſion den geſetzgebenden Körperſchaf

ſeitigung etwaiger Mißſtände mitzuteilen . “

Die Kommiſſion wird im Herbſte 1913 zuſammentreten

( 147 . Sitzung vom 23 . April 1913 ) . Das Zentrum hat gerade

durch dieſen Antrag gezeigt , daß es jedem Verſuch von Korruption

ſehr ſcharf entgegentritt . — Bei der Beratung des Marineetats

brachte das Zentrum einen Antrag zur Regelung der Tafelgelder

ein ; derſelbe erhielt ſchließlich folgende Faſſung :
„ Nur Offiziere , Fähnriche , Seekadetten , Aſpiranten , Deckoffiziere und

Beamte , die an Bord Dienſt tun , haben Anſpruch auf Verpflegungszulagen

Sogenannte blinde Tafelgelder dürfen nicht gezahlt werden .

Die für die Zuſtändigkeit der Verpfelgungsgelder gültigen Vorſchriften

ſind jährlich mit dem Reichshaushaltsetat vorzulegen . “

Im Plenum wurde vom Zentrum und dem Staatsſekretär des

Reichsmarineamtes erklärt , daß „eine Reihe von Mißverſtänd⸗

niſſen “ den erſten Antrag ganz falſch ausgelegt hätten .

Die Regelung der Duellfrage ſteht noch immer

aus . Auf die Reſolution des Zentrums reſp . den Beſchluß des

Reichstages vom Jahre 1912 iſt folgende Antwort erfolgt :

Reichstagsbeſchluß . Antwort des Reichskanzlers .

1. Den Reichskanzler zu erſuchen , Eine Beſeitigung der Zweikämpfe

alsbald Schritte zu tun , die geeignet kann nur durch Maßnahmen ange⸗

ſind , die Zweikämpfe zu beſeitigen , ſtrebt werden , die ſich an die Ange⸗

insbeſondere dem Zwange zur hörigen aller Stände wenden und ge⸗

Herausforderung zum Zweikampf und eignet ſind , eine Wandlung der zur⸗

zur Annahme eines ſolchen entgegen⸗Wzeit in weiten Kreiſen über die Wah⸗

zutreten ; rung der verletzten Ehre herrſchenden

vor allem aber ſchleunigſt zu ver⸗ Anſichten herbeizuführen . Die in Vor⸗

anlaſſen , daß die Beſtimmungen der bereitung befindliche Reviſion des

Order vom 1. Januar 1897 über die Reichsſtrafgeſetzbuchs wird Gelegen⸗

Einſchränkung und Vermeidung der heit zur Prüfung bieten , inwieweit

Zweikämpfe überall und in allen durch die anderweitige ſtrafrechtliche
Teilen zur ſtrengſten Durchführung Behandlung der Beleidigungen den

gelangen , daß namentlich Zweikämpfen vorgebeugt werden kann .
Die Zweikampffrage und im be⸗

ſonderen die Frage , wodurch die

Zweikämpfe , was zweifellos erwünſcht
wäre , noch weiter eingeſchränkt wer⸗

den könnten , iſt für das Heer und die
Marine von neuem eingehend ge⸗
prüft worden . Dieſe Prüfung hat
ergeben , daß die Ergänzung - Order
vom 1. Januar 1897 ihren aus⸗
geſprochenen Zweck der Einſchrän —

kung und Vermeidung von Zwei⸗
kämpfen erfüllt und ſegensreich ge⸗
wirkt hat . Das beweiſt die Statiſtik ,
nach der die Zahl der Verurteilungen

ten mit Vorſchlägen zur Be⸗



a) Perſonen von ehrloſer Geſinnung
für einen Ehrenhandel unter
allen Umſtänden ausſcheiden ,

b) gegen die Beleidiger ſchleunigſt
und ſcharf vorgegangen wird ,

c) Ehrenhändel erſt nach erfolgtem
ehrengerichtlichen Verfahren zum
Austrag gebracht werden ,

d) die Ablehnung eines Zweikampfes
aus religiöſen oder ſittlich ge⸗
rechtfertigten Bedenken ebenſo⸗
wenig wie Streitigkeiten dienſt⸗
licher oder privatgeſchäftlicher
Natur zum Gegenſtand eines

ehrengerichtlichen Verfahrens ge⸗
macht werden .

2. Den Reichskanzler zu erſuchen ,
die erforderlichen Schritte zu tun , um
dem geſetzwidrigen Duellweſen im

Heere dadurch ein Ende zu machen ,
daß eine Aenderung des Militärſtraf⸗
geſetzbuches in dem Sinne herbeige⸗
führt wird , daß bei der Beſtrafung
des Zweikampfes und der Heraus⸗
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ſeit Erlaß dieſer Order zurückgegangen
iſt , obwohl die Zahl der Offiziere

geſtiegen iſt .
Zu a. Perſonen von ehrloſer Ge⸗

ſinnung ſcheiden nach den geltenden
Grundſätzen für einen Ehrenhandel
vollſtändig aus .

Zu b. Nach der Einleitungsorder
vom 2. Mai 1874 zu der Allerhöch⸗
ſten Verordnung über die Ehrenge⸗
richte ſoll der Offizier , der imſtande
iſt , die Ehre eines Kameraden in

frevelhafter Weiſe zu verletzen , im

Heere nicht geduldet werden . Hier⸗
nach wird auch verfahren . Es wird

grundſätzlich der frevelhafte Angriff
auf die Ehre eines Kameraden ſchwer
beſtraft .

Zu c. Dieſer Punkt der Reſolution
iſt durch Ziffern I, II und VII der

Allerhöchſten Kabinettsorder vom
1. Januar 1897 bereits geregelt .
Ziffer 1 ſchreibt dem Offizier vor ,
gegebenenfalls ſeinem Ehrenrat , unter

Unterlaſſung aller weiteren Schritte ,
ſofort Anzeige zu machen . Ziffer II

weiſt den Ehrenrat an , wenn möglich ,
einen Ausgleich anzuſtreben oder zu
erklären , daß er ſich nach Lage der

Sache außerſtande ſieht , einen Aus⸗

gleich vorzuſchlagen , und daß im

übrigen ein ehrengerichtliches Verfah⸗
ren notwendig iſt . Ziffer VII end⸗

lich beſtimmt , daß über einen Offizier ,
der die Allerhöchſte Entſcheidung auf

den ehrengerichtlichen Spruch nicht
abwartet , Seiner Majeſtät zu be⸗

richten iſt .
Zu d. Religiöſe Ueberzeugungen

oder ſittlich gerechtfertigte Bedenken

gegen den Zweikampf ſollen von den

Ehrengerichten und Vorgeſetzten ſtets
gewürdigt und ſollen ebenſowenig wie

Streitigkeiten dienſtlicher oder privat⸗
geſchäftlicher Natur zum Gegenſtand
eines ehrengerichtlichen Verfahrens
gemacht werden . Derartige Verſuche
werden grundſätzlich zurückgewieſen .

Die Reſolution fordert ein Aus⸗

nahmegeſetz gegen die Angehörigen
der bewaffneten Macht und eine nicht

zu rechtfertigende Sonderbeſtrafung
wegen eines Vorgehens gegen die all⸗

gemeinen Strafgeſetze , das auch von

Angehörigen anderer Stände began⸗

gen wird . Die Dienſtentlaſſung iſt



forderung zum Zweikampf auf die eine Ehrenſtrafe , die außer dem Ver⸗
Nebenſtrafe der Entlaſſung aus dem luſt der Dienſtſtelle und der Uniform ,
Heere zu erkennen iſt . auch den Verluſt der Penſions⸗ und

Hinterbliebenenanſprüche zur Folge
hat . Eine ſolche Strafe gegen einen
Offizier zu verhängen , der aus idealen
Gründen ſein Leben für den Schutz
ſeiner angegriffenen Ehre einſetzt ,
wäre eine ganz ungerechtfertigte
Härte , die ſich mit den Grundſätzen
des bürgerlichen und des militäriſchen
Strafrechts über die Verwirkung von
Ehrenſtrafen im Widerſpruch befände .

3. Den Reichskanzler zu erſuchen , Die Anſtellung und Entlaſſung
die erforderlichen Schritte zu tun , da - eines Offiziers unterliegt verfaſſungs⸗
mit ein Offizier , der ein Duell ab⸗ mäßig der Entſcheidung der Krone .

lehnt , unter keinen Umſtänden des⸗

barj
aus dem Heere entlaſſen werden

arf .

Der Kriegsminiſter gab hierzu am 9. April 1913 in der

Budgetkommiſſion noch folgende Erklärung ab :

Der Kaiſer , der bei keiner Gelegenheit über ſeinen ernſten
Willen , daß die Zweikämpfe immer mehr verſchwinden , Zweifel
gelaſſen hat , beſprach die Angelegenheit beim letzten Neujahrs⸗
empfang der kommandierenden Generäle in dieſem Sinne . Er

drückte dabei ſeine Genugtuung aus , daß die Grundſätze
und Geſichtspunkten der Order von 1897 im allgemeinen richtig
verſtanden und ausgeführt ſeien , wies aber darauf hin , daß eine

weitere Minderung der Duelle vor allem auch in der Hebung der

Erziehung der Offiziere geſucht werden müſſe . Er befahl , daß dies
der Armee noch ſchriftlich mitgeteilt werden ſolle .

Das iſt geſchehen . Das auf Allerhöchſten Befehl erlaſſene
Kabinettſchreiben lautet an den betreffenden Stellen :

„ Zweikämpfe aus Anläſſen geringfügiger Natur ſeien in den letzten
Jahren nicht mehr zu verzeichnen geweſen . Wenn indes doch noch in mehre —
ren Fällen ſo ſchwere Beleidigungen zwiſchen Offizieren — aktiven bezw .
ſolchen des Beurlautenſtandes — vorgekommen ſeien , daß die Ehrenräte nach
pflichtmäßigem Ermeſſen einen Ausgleich mit der Standesehre für unver —
einbar hielten , und wenn weiter Perſönlichkeiten , die den militäriſchen
Ehrengerichten nicht unterſtanden , von Offizieren beleidigt , ſich veranlaßt
geſehen hätten , zum Zweikampf zu ſchreiten , ſo müſſe dies dem Offizierkorps
eine Mahnung ſein , dahin zu ſtreben , daß ſolche Vorkommniſſe ſeltener
würden . Selbſtbeherrſchung und Haltung — bei voller Wahrung der
perſönlichen Friſche und Lebensfreudigkeit , die Seine Majeſtät bei den
Offizieren niemals vermiſſen wollten — müßten als männliche Tugenden
gepflegt werden . Daraufhin ſolle ernſte Selbſtarbeit , wie auch gegenſeitige
kameradſchaftliche Erziehung und die Einwirkung der Vorgeſetzten zielen .
Meinungsverſchiedenheiten im Beruf , die durch ſachliche Erörterungen oder
gerichtliche Entſcheidungen zu erledigen wären , dürften durch die Schuld
eines Offiziers nicht zu perſönlichen Beleidigungen auswachſen . “



Ich bitte hiernach überzeugt zu ſein , daß von ſeiten der Armee

und der für ſie verantwortlichen Stellen ehrlich und energiſch
alles geſchieht , was zur Minderung der Zweikämpfe nach den

Grundanſchauungen der Offizierkorps möglich iſt und damit das

praktiſch zuwege zu bringen , was uns allen am Herzen liegt .

Zu der Frage , ob in der Armee der Grundſatz herrſcht , daß
ein Offizier , der ein Gegner des Duells iſt — aus irgendwelchen
Gründen — deshalb aus dem Offizierkorps ausſcheiden muß , iſt
folgendes zu erwidern :

„ Da es der ausdrückliche Wille Seiner Majeſtät iſt , daß die grundſätz⸗
liche Frage , ob der Offizier oder der Offiziersaſpirant ein Gegner oder An⸗

hänger des Duells iſt , nicht geſtellt werden darf , ſo braucht auch ein Offizier , der
aus religiöſen oder ethiſchen Gründen ein Gegner des Duells iſt , lediglich
wegen dieſer allgemeinen Anſchauung noch nicht aus dem Offizierkorps aus⸗

zuſcheiden . Ob aber der Offizier , der im Einzelfalle aus obigen Gründen
eine ſtandesgemäße Genugtuung verweigert , aus dem Offizierkorps aus⸗

ſcheiden muß , wird nur von Fall zu Fall entſchieden werden können , auf

ehrengerichtlichem Wege ſoll grundſätzlich gegen ihn nicht eingeſchritten
werden . “

Das Zentrum ſah in dieſer Stellungnahme kein genügendes

Entgegenkommen ; um wenigſtens die ſchwerſten Fälle zu treffen ,

brachte es folgenden Antrag ein :

„ Hinter § 208 des Strafgeſetzbuchs wird folgende Beſtimmung als

§ 208a eingeſchaltet :
§ 208 a.

Hat der Täter in den Fällen der §§ 205 bis 208 den Zwei⸗
kampf durch Ehebruch mit der Ehefrau des Gegners oder durch Ver⸗
führung ſeiner Tochter oder Schweſter , oder durch ſchwere Beleidi⸗
gung verſchuldet , ſo iſt an Stelle der Feſtungshaft auf Gefängnis⸗

ſtrafe von gleicher Dauer und auf Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗
rechte zu erkennen . “

Die Sozialdemokraten bekämpften dieſen Antrag , der aber

ſchließlich doch an eine geſonderte Kommiſſion verwieſen wurde .

Die Beratung des Antrages findet erſt im Herbſte ſtatt .
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